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 Sabrina Baumgartner/Julia Zogg 
Das Internet als Instrument politischer Öffentlichkeits-
arbeit der Schweizer Kantone 
Einleitung1 
Das Internet mit seinen Kommunikationsmöglichkeiten eröffnet neue Perspektiven für 
die Vermittlung von Politik. Der Exekutive bietet sich die Möglichkeit, eine Website 
einerseits für das Abwickeln bürgerfreundlicher und effizienter Verwaltungstransaktio-
nen zu nutzen (im Sinne von E-Government, vgl. exemplarisch Neuroni, 2007) sowie 
sie andererseits als Instrument für ihre Öffentlichkeitsarbeit zu verwenden (via Hinter-
grundinformationen, Dialogmöglichkeiten etc.). Diese zweite Möglichkeit steht im 
Zentrum des vorliegenden Beitrags. Mit dem Internet steht den Regierungen ein eige-
ner Kommunikationskanal zur Verfügung, der sich weitgehend der Logik des instituti-
onalisierten Mediensystems entzieht. Das Internet könnte theoretisch zur Bereitstellung 
von Informationen, zum Dialog mit der Bevölkerung in moderierten Foren, zur Über-
tragung von Pressekonferenzen etc. genutzt werden. Solche Kommunikationsaktivitä-
ten sind aber nur dann sinnvoll, wenn die Bürgerinnen und Bürger das Angebot auch 
tatsächlich nutzen. Dies ist jedoch ein höchst normativ geprägter Anspruch, der nur in 
begrenztem Maße eingelöst wird (vgl. u. a. Alkan/Ramlow, 2006; Stocker, 2002). Ziel 
dieses Beitrags ist es, empirisch zu prüfen, inwieweit die Schweizer Kantone Strukturen 
für die Online-Kommunikation ausgebaut haben und inwiefern die Regierungen die 
Möglichkeiten der computervermittelten Kommunikation für die Beziehungspflege mit 
ihren verschiedenen Zielgruppen nutzen. 
Untersuchungsgegenstand ist die Internetpräsenz von Exekutiven auf kantonaler 
Ebene der Deutschschweiz. Im Vordergrund steht die Regierungskommunikation – die 
Kommunikation der Verwaltung wird nur am Rande berücksichtigt. Die Untersuchung 
liefert somit eine Bestandsaufnahme der Online-Kommunikation der Regierungen in 
allen deutschsprachigen Kantonen der Schweiz. Diese erlaubt einen Überblick und ei-
nen Vergleich zwischen allen 19 Kantonen der Schweiz mit einer deutschsprachigen 
Bevölkerungsmehrheit. 
Die Bestandsaufnahme wird in einem ersten Schritt mittels einer Analyse der Struk-
turen, Ziele und Zielgruppen der Online-Kommunikation der Kantone vorgenommen. 
                                                          
1  Der Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsprojekts „Regierungskommunikation der Schweizer 
Kantone“, das vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) gefördert wird. 
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In einem zweiten Schritt wird analysiert, welche Inhalte auf ausgewählten Internetseiten 
der Kantonsregierungen zu finden sind, d. h. ob und inwieweit das vorhandene Poten-
zial von Informations-, Dialog- und Servicemöglichkeiten ausgeschöpft wird. 
Um die Online-Kommunikation in diesen Kantonen zu verstehen, müssen zu-
nächst die politischen Rahmenbedingungen der Kantone dargelegt werden. Anschlie-
ßend werden die theoretischen Grundlagen zum Thema Regierungskommunikation 
und zu den Potenzialen des Internets dargestellt, um danach die Methodik und die Er-
gebnisse der Untersuchung zu präsentieren. 
Politische Rahmenbedingungen in den Schweizer Kantonen  
Die Schweiz besitzt mit 26 Kantonen im Verhältnis zur Einwohnerzahl von 7,5 Millio-
nen eine sehr hohe Anzahl politischer Einheiten. Die Kantone agieren weitgehend ei-
genständig nach dem Prinzip der Subsidiarität: Dabei überlässt der Bund den Kantonen 
alle Aufgaben, die diese alleine erfüllen können und greift nur ergänzend und fördernd 
ein. Die Kantone verfügen daher über eine eigene Verfassung, eigene Gesetze und ei-
gene Gerichte, arbeiten aber in vielen Bereichen mit dem Bund zusammen (vgl. Son-
deregger, 1998: 187ff.). So haben sich mit der Zeit sehr heterogene politische Einheiten 
mit unterschiedlichen politischen Systemen und sozioökonomischen Strukturen her-
ausgebildet (vgl. Vatter, 2007: 148; Vatter, 2002). 
In Bezug auf die Regierung spielen vor allem die Prinzipien der Konkordanz und 
der Kollegialität eine wichtige Rolle. 
Konkordanz 
Die Konkordanz als „zentrales Element der Konsensdemokratie“ ist ein „wichtiges 
Merkmal schweizerischer politischer Kultur“ (Klöti, 2002: 164). Die Konkordanz 
zeichnet sich dadurch aus, dass sie Konflikte einvernehmlich zu regulieren wünscht. 
Dies geschieht durch Verhandlung, bis eine möglichst große Mehrheit oder sogar alle 
einer Lösung zustimmen können. So erreichte Lösungen erweisen sich als stabiler als 
die einer Mehrheitsdemokratie (vgl. Klöti, 2002: 164). Um möglichst gute Vorausset-
zungen für eine große Mehrheit zu schaffen, sollen möglichst alle Regierungsgremien 
mit Vertreterinnen und Vertretern der verschiedenen relevanten Gruppierungen, im 
Verhältnis ihrer Stärke in der Bevölkerung, besetzt werden (vgl. Klöti, 2002: 164ff.). 
Kollegialitätsprinzip 
„Der Bundesrat entscheidet als Kollegium“ (Art. 177 Abs. 1 BV). Dieser Absatz aus 
der Bundesverfassung bedeutet, dass alle Mitglieder des Bundesrates prinzipiell gleich-
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wertig sind. Dies gilt genauso für die Regierungen auf kantonaler Ebene. Politische 
Entscheide werden von allen Regierungsmitgliedern gemeinsam beraten, was ein 
gründliches Aushandeln der einzelnen Positionen mit sich bringt. Ein Entscheid soll 
von allen Regierungsmitgliedern in corpore nach außen vertreten werden. Als Vorteil 
dieses Prinzips lässt sich eine machthemmende Wirkung feststellen, da die Mitglieder 
des Kollegiums sich gegenseitig in Schach halten und mehrere Interessen gleichgewich-
tig in die Regierung einfließen können. Diese machthemmende Wirkung kann sich aber 
auch als großer Nachteil erweisen: dann nämlich, wenn Entscheidungen blockiert wer-
den (vgl. Klöti, 2002: 170ff.). 
Ein weiteres wichtiges Charakteristikum der Regierungen in den Kantonen ist ihre 
direkte Wahl durch das Volk. Auf Bundesebene wird die Regierung durch das Parla-
ment gewählt, in den Kantonen hingegen wird jedes Regierungsmitglied direkt und ein-
zeln vom Volk gewählt. 
Regierungskommunikation und Öffentlichkeitsarbeit in den Kantonen 
Die Regierung eines demokratischen Staates kann sich nicht einfach darauf beschrän-
ken, Entscheidungen zu treffen. Politische Entscheidungen müssen begründet und 
vermittelt werden, daher ist die Regierung eines demokratischen Staates nicht nur ver-
pflichtet, sondern auch darauf angewiesen, mit den Bürgerinnen und Bürgern zu kom-
munizieren (vgl. Gebauer, 1998: 465; Pfetsch, 2003: 23). Diese Kommunikation soll an 
Grundsätzen wie Kontinuität, Transparenz, Wahrheit, Richtigkeit, Sachlichkeit, Ver-
antwortlichkeit und Verhältnismäßigkeit ausgerichtet sein und ebenso durch interne 
Regeln und ethische Standards festgelegt werden (vgl. Jarren, 2005; Hardmeier, 2003: 
245). Verglichen mit privatwirtschaftlichen Unternehmen stehen der öffentlichen Hand 
bestimmte Kommunikationsformen wie die persuasive Kommunikation, Sponsoring 
oder verdeckte Kommunikation nicht zur Verfügung. Im Vergleich zur Verwaltung 
haben die Regierungen aber einen größeren Kommunikationsspielraum: Sie dürfen po-
litische Ziele vermitteln, auch wenn diese umstritten sind; jedoch müssen sie ihre Ab-
sichten transparent machen und sich in Abstimmungsphasen zurückhalten (vgl. Jarren, 
2004: 29ff.; Hardmeier, 2003: 245). 
Unter dem Begriff Regierungskommunikation wird hauptsächlich die „Öffentlich-
keitsarbeit und Informationspolitik, im Schwerpunkt also Politikvermittlung im Sinne 
von Entscheidungsrechtfertigung nach innen und außen“ verstanden (Gebauer, 1998: 454; 
Hervorheb. i. O.). Dieses Verständnis von Regierungskommunikation kann erweitert 
werden, indem man die zwei Dimensionen der Politikvorbereitung und der Politikmit-
gestaltung durch den Bürger mit einbezieht (vgl. Gebauer, 1998: 454). Regierungs-
kommunikation wird von verschiedenen Faktoren geprägt, die formale Vorgaben und 
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spezifische Zielorientierungen beinhalten: Den äußeren Rahmen bildet dabei das poli-
tisch-parlamentarische System des Grundgesetzes bzw. der Verfassung. Von Bedeu-
tung sind darüber hinaus der Umgang mit anderen politischen und nicht-politischen 
Akteuren außerhalb der Regierung und das Zusammenwirken mit dem weiteren Staats-
apparat (vgl. Gebauer, 1998: 464ff.). 
Auch Barbara Pfetsch betont in ihrer Definition von Regierungskommunikation 
den Umgang mit verschiedenen Umwelten: Sie schlägt vor, dass Regieren selbst als „ein 
kontinuierlicher und komplexer Prozess des Interdependenzmanagements zwischen 
politischem System und seiner gesellschaftlichen und medialen Umwelt zu verstehen 
ist, der nur mit kommunikativer Kompetenz der Regierungsakteure zu bewältigen ist“ 
(Pfetsch, 1998: 234; Pfetsch, 2008). Der Regierung kommt nach diesem Verständnis 
die Aufgabe des Managements der Interdependenzen mit anderen gesellschaftlichen 
Teilsystemen wie auch mit unterschiedlichen Akteuren der Gesellschaft zu. Eines der 
Instrumente, die der Regierung für das Interdependenzmanagement zur Verfügung ste-
hen, ist die Öffentlichkeitsarbeit. 
Regierungskommunikation ist je nach politischem System, politischer Kultur und 
Sprachraum verschieden ausgeprägt. Es wird hier davon ausgegangen, dass die Rah-
menbedingungen in den Kantonen eine bestimmte Art von Regierungskommunikation 
begünstigen. Die Öffentlichkeitsarbeit der Kantone wird besonders durch das Kon-
kordanz- und das Kollegialitätsprinzip geprägt. Regierungskommunikation in den Kan-
tonen kann deswegen nicht nur Entscheidungsrechtfertigung bedeuten, sondern muss 
auch die beiden Dimensionen der Politikvorbereitung und der Politikmitgestaltung um-
fassen. Zentrales Element der Konkordanz- und Konsensdemokratie ist die Aushand-
lung von Kompromissen und die Einbindung aller betroffenen Akteure. Eine Regie-
rung muss folglich möglichst alle Meinungen einbeziehen, öffentlich ihre Position ver-
handeln und Kompromisse suchen (vgl. Neidhart, 2002; Linder, 2005: 314ff.). Politi-
sche Entscheidungen werden in der Regel nicht von oben herab kommuniziert, son-
dern durch öffentliche Diskussion ausgehandelt. Das Kollegialitätsprinzip bewirkt zu-
dem, dass die Regierung Entscheidungen als kollektives Gremium kommuniziert. Die 
persönlichen Meinungen und Ansichten von einzelnen Mitgliedern der Regierung müs-
sen außen vor bleiben. Daher ist zu erwarten, dass in den Kantonen eine für Informa-
tion und Kommunikation verantwortliche Stelle besteht und diese von einer Änderung 
der Regierungszusammensetzung nicht tangiert wird. 
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Potenziale des Internets für die Politik 
Mit dem World Wide Web hat sich ein neuer Vertriebsweg politischer Öffentlichkeits-
arbeit etabliert, der von der Logik des institutionalisierten Mediensystems größtenteils 
unabhängig ist. 
Das Internet bietet eine Fülle von jederzeit abrufbaren Informationen und die 
Möglichkeit, dass jeder selber Informationen anbieten kann. Es können Gegenpositio-
nen dargestellt und weitere Informationen aus alternativen Quellen abgerufen werden. 
Als Folge dieser Möglichkeiten wurde auf größere Transparenz des politischen Prozes-
ses und auf einen informierten und mündigen Bürger gehofft (vgl. Marschall, 1997). 
Jedoch gerade weil jeder und jede im Internet Informationen bereitstellen kann, ent-
stand und entsteht weiterhin eine enorme Datenflut, die nicht zu mehr Informiertheit 
der Nutzer führt, sondern eher zu einem „information overload“. Die Einschätzung 
der Qualität der im Netz gefundenen Inhalte gestaltet sich sehr problematisch, da nie-
mand eine Reputation als vertrauenswürdiger Kommunikator benötigt, um Inhalte 
publizieren zu können (vgl. Jarren, 2008; Donges/Jarren, 1999). 
Weiter sollte mit Konzepten wie „Teledemocracy“, „Cyberdemocracy“ oder 
„Electronic Democratization“ eine größere Bürgernähe der verschiedenen politischen 
Institutionen erreicht, die Teilnahme am politischen Prozess für den einzelnen Bürger 
erleichtert und dadurch die politische Partizipation erhöht werden (vgl. Kamps, 2000). 
Durch die verbesserte Kommunikation der Beteiligten untereinander erhoffte man sich 
wiederum eine dezentrale Lösung politischer Probleme und die Entstehung der oben 
schon erwähnten Bürgergemeinschaften (vgl. Bilgeri/Wellmann, 2005; zu Cyberdemo-
cracy und digitaler Demokratie auch Siedschlag, 2003). Die Bildung einer Netzöffent-
lichkeit durch die kommunikative Vernetzung eines großen Teils der Bevölkerung soll-
te die Chancen auf eine Demokratisierung der Öffentlichkeit erhöhen (vgl. Bieber, 
2002). 
Diese Hoffnungen und Erwartungen konnten in der Vergangenheit nur in wenigen 
Fällen erfüllt werden, denn durch das Internet entstand keine umfassende politische 
Netzöffentlichkeit; vielmehr etablierten sich viele kleine Internet-Öffentlichkeiten, die 
nicht mit dem politischen Entscheidungsraum übereinstimmten (vgl. Marschall, 1997). 
Die Befürchtungen, dass die Gesellschaft in verschiedene Teilöffentlichkeiten zerfallen 
könnte, z. B. in politisch Interessierte und politisch Nicht-Interessierte, und dass Politik 
nur noch für die Interessierten gemacht würde, bewahrheiteten sich jedoch aufgrund 
des eher kleinen Anteils politisch interessierter Internet-User nicht (vgl. Siedschlag et 
al., 2001). Wer schon politisch motiviert und aktiv ist, schöpft auch die neuen Möglich-
keiten des Internets aus; wer es nicht ist, wird es auch durch das Internet nicht (vgl. 
Davis, 1999). Aktuelle Daten zeigen in diesem Zusammenhang jedoch, dass insbeson-
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dere jüngere Menschen insgesamt ein stärker internetbasiertes politisches Kommunika-
tionsverhalten zeigen und sich dadurch ganz neue Kommunikationsmuster herausbil-
den können (Emmer et al., 2006). 
Für die Politik liegt der mögliche Nutzen des Internets darin, dass politische Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozesse transparenter und nachvollziehbarer gestaltet 
sowie Themen innerhalb politischer Organisationen besser und schneller verhandelt 
werden können. Zudem kann selbst solchen Bereichen hinreichend Raum gewidmet 
werden, die in den Massenmedien eher Randthemen darstellen. So besteht die Mög-
lichkeit, dass diese Themen, wenn ihre gesellschaftliche Relevanz entdeckt wird und 
öffentliches Interesse entsteht, von den Medien aufgegriffen werden. Kommunikation 
kann im Netz nicht nur bidirektional stattfinden, sondern mittels Chats sogar polydi-
rektional (vgl. Dahinden, 2000: 242). Dies wird wohl nicht dazu führen, dass im Inter-
net eine parallele, möglicherweise aber eine erweiterte Öffentlichkeit entsteht (vgl. 
Donges/Jarren, 1999; Marschall, 1997; Jarren, 1997; Jarren, 1998b). Nach wie vor birgt 
das Netz ein diskursives Potenzial, das bisher von keinem anderen Medium in ähn-
licher Weise bereitgestellt werden kann (vgl. Dahinden, 2000). Zudem kann die Inter-
net-Technologie zur Vereinfachung des Informationsmanagements genutzt werden 
(vgl. Bilgeri/Wellmann, 2005), indem besser, zuverlässiger und ressourcenschonender 
geplant werden kann und Prozesse optimiert werden (vgl. Jarren, 1997). Besonders die 
E-Mail-Funktion kann Kommunikation zwischen Bürgern und Politikern vereinfachen 
und beschleunigen (vgl. Hanssen, 2008). 
Fraglich ist, ob die Bürger diese Möglichkeiten zur politischen Information oder 
auch zum Dialog überhaupt nutzen wollen bzw. können (vgl. hierzu Davis, 1999). Die 
Herausforderung für das politische System besteht darin, diese Entwicklung weder zu 
verschlafen noch sie – am Bürger vorbei – voranzutreiben. Für die vorliegende Unter-
suchung stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob die Regierungen auf ihren 
Internetseiten „nur“ Informationen oder auch bi- und polydirektionale Kommunikati-
onsmöglichkeiten sowie Services zur Verfügung stellen. Das dafür verwendete Katego-
riensystem wird im folgenden Abschnitt vorgestellt. 
Kategoriensystem: Information, Kommunikation, Service 
Das Kategoriensystem umfasst drei Hauptkategorien: „Information“, „Kommunikati-
on/Dialog“ und „Service“ (vgl. Treml, 2006; Trechsel, 2002; Gisler, 2001 und Fantapié 
Altobelli/Hoffmann, 1996: 118ff., zit. nach Zerfass/Fietkau, 2000: 78ff.). 
Die Kategorie „Information“ umfasst einerseits sämtliche Angaben, die sich direkt 
auf den Kanton und seine Organisation beziehen (Inhalte mit Organisationsbezug); da-
zu gehören Angaben über den Kanton an sich (z. B. Geschichte), seine Regierung, sei-
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ne Mitarbeitenden und über politische Kommunikationsinhalte. Andererseits umfasst 
diese Kategorie auch die Darstellung spezifischer Projekte etc. (Inhalte mit Themenbe-
zug). Die Inhalte wurden nach Vorhandensein oder Nichtvorhandensein erhoben. Für 
die Kategorie „Kommunikation/Dialog“ interessiert vor allem, inwieweit die Nutzer in 
das Angebot eingebunden werden, wie sie Kontakt mit dem Absender der Informatio-
nen aufnehmen können und ob diese Teilnahme medienspezifische Besonderheiten 
berücksichtigt. Es wurden alle Arten von Kontaktmöglichkeiten ebenfalls nach Vor-
handensein bzw. Nichtvorhandensein erhoben: Es ging dabei beispielsweise um Anga-
ben von Adressen, Telefonnummern, E-Mail-Adressen, um die Möglichkeit, direkt 
(beim Anklicken der E-Mail-Adresse/des Namens der Person) eine E-Mail zu senden 
oder auch darum, ob dem Nutzer die Möglichkeit geboten wird, ein Feedback auf den 
Internetauftritt, die politischen Inhalte etc. zu hinterlassen. Weiter wurde das Vorhan-
densein von Gästebüchern, Diskussionsforen oder Chats ermittelt. In die Kategorie 
„Service“ fallen Bestellmöglichkeiten für Berichte oder Informationsmaterial, die ent-
weder in einer Papierversion nach Hause geordert oder als PDF-Dateien heruntergela-
den werden können. Ferner interessiert hier, ob es spezielle Plattformen oder Angebote 
für Journalisten gibt (z. B. eigener Medienbereich, Pressemitteilungen im PDF-Format, 
Suchfunktionen für Pressemitteilungen usw.) und ob RSS-Feeds, Suchfunktionen oder 
Hyperlinksammlungen existieren. 
Design und Methodik der Untersuchung 
Die Forschungsfrage „Wie wird das Internet als Instrument der Öffentlichkeitsarbeit 
von den Kantonen eingesetzt?“ wird in zwei Schritten beantwortet: Der erste Teil be-
steht aus einer Analyse der Strukturen, Zielen und Zielgruppen der Online-
Kommunikation, der zweite Teil gliedert die gefundenen Inhalte anhand der Katego-
rien „Information“, „Kommunikation/Dialog“ und „Service“. 
Da die Öffentlichkeitsarbeit von Regierungen stark von ihrer Einbindung in die 
Organisation und von den gegebenen Strukturen geprägt wird (vgl. Röttger et al., 2003; 
Giddens, 1997), spielen die vorhandenen Regeln und Ressourcen für den Einsatz des 
Internets eine bedeutende Rolle. Die Kommunikation einer Organisation wird aber 
auch davon beeinflusst, an wen sie sich richtet und welche Ziele mit ihr erreicht werden 
sollen (vgl. Zerfass/Fietkau, 2000; Marschall, 1998; Zipfel, 1998; Zerfass/Krzeminski, 
1998; Klaus/Röttger, 1990). 
Der erste Teil der Untersuchung befasst sich mit dem organisatorischen Kontext 
der Online-Kommunikation und zielt auf folgende Dimensionen ab: 
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- Innerhalb welcher Strukturen wird die Online-Öffentlichkeitsarbeit der Kantone durchgeführt? 
Hier sollen die Stellung der Online-Kommunikation im Kanton, die extern und in-
tern gültigen Regeln sowie die personellen und finanziellen Ressourcen beschrie-
ben werden. 
- Welche Ziele und Zielgruppen sollen mit der Online-Öffentlichkeitsarbeit erreicht werden? 
Die Kommunikationsziele sowie die angesprochenen Zielgruppen und die thema-
tische Schwerpunktsetzung des Inhalts sollen darüber Auskunft geben, welche Ab-
sichten mit dem Engagement im Internet verfolgt werden. 
 
Damit das Erreichen der Ziele und die Ansprache der Zielgruppen optimal funktionie-
ren können, müssen die Besonderheiten des Internets (vgl. Furchert, 2000; Dahinden, 
2000; Jarren, 1998a; Schierl, 1997) beim inhaltlichen Angebot beachtet und ebenso die 
Bedürfnisse der potentiellen Nutzer berücksichtigt werden. Zudem kann jeder Inhalt, 
jede Kommunikationsleistung mit Folgekosten (zum Beispiel ein Moderator für ein Fo-
rum, Beantworten von E-Mails etc.) verbunden sein, die wiederum Auswirkungen auf 
Implementationsentscheidungen haben können (vgl. Treml, 2006; Fantapié Altobel-
li/Hoffmann, 1996: 118ff., zit. nach Zerfass/Fietkau, 2000; Klaus/Röttger, 1990). 
Im zweiten Teil der Untersuchung interessiert deshalb die inhaltliche Gliederung 
des Internetangebotes. Hierbei werden folgende Dimensionen erhoben: 
- Welche Arten von Informationen finden sich im Angebot?  
- Welche Kommunikations-/Dialogmöglichkeiten finden sich im Angebot? 
- Welche Servicefunktionen finden sich im Angebot? 
 
Mit diesen drei Dimensionen sollen der Stand der Entwicklung und die Nutzung des 
Internets als Informations-, Kommunikations- oder Servicemedium erfasst werden. 
Um eine Bestandsaufnahme der Online-Kommunikation der Kantone durchzufüh-
ren, wurde ein mehrstufiges Vorgehen gewählt: 
1. Die Strukturen, Ziele und Zielgruppen wurden für alle 19 Kantone anhand einer 
qualitativen Inhaltsanalyse von Dokumenten erhoben. Als Kerndokumente gelten 
aktuelle Verfassungs- und Gesetzestexte der Kantone sowie Verordnungen und 
Leitbilder. Ergänzend zu diesen Kerndokumenten wurden Aufgabenbeschreibun-
gen der verschiedenen Stellen, Finanzpläne, Geschäftsberichte, Legislatur- oder 
Regierungsprogramme, Staatskalender und Organigramme analysiert. 
2. Die Ergebnisse der Inhaltsanalyse wurden durch eine schriftliche Befragung aller 
Internetverantwortlichen in allen 19 Kantonen ergänzt. Es fand eine schriftliche 
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Befragung per Online-Umfrage (über die Plattform „NetQ“) statt. Für die Befra-
gung wurden diejenigen Personen ausgesucht, die in ihrem Berufsalltag Online-
Öffentlichkeitsarbeit in den Kantonen betreiben. 
Um die inhaltliche Struktur der Online-Kommunikation der Kantone zu erheben, 
wurden acht Kantone als Fallbeispiele genauer beschrieben. Aus den Ergebnissen 
der Dokumentenanalyse wurde ersichtlich, dass sechs Kantone über ein 
Öffentlichkeitsgesetz verfügen, in dem die grundlegende Öffentlichkeit staatlichen 
Handelns gefordert wird. Da vermutet werden kann, dass sich die geforderte 
Transparenz auf die Gestaltung der Internetseite auswirkt, wurden vier Kantone 
mit Öffentlichkeitsgesetz und vier ohne analysiert.2 Bei der Auswahl wurde 
zusätzlich darauf geachtet, dass Kantone mit hoher und niedriger 
Bevölkerungsdichte und -zahl sowie alle größeren Regionen der Deutschschweiz 
(Ostschweiz, Zentralschweiz, Zürich, Mittelland und Nordwestschweiz; vgl. BfS, 
2008) berücksichtigt wurden. 
3. Die inhaltliche Gliederung des Internetauftritts dieser acht Kantone wurde mittels 
einer qualitativen Inhaltsanalyse erhoben. Die Untersuchungseinheit bestand aus 
dem Internetangebot der vorher beschriebenen Kantone, d. h. aus denjenigen Sei-
ten, die unter der Einstiegsseite aufrufbar sind und die aufgrund eines gemeinsa-
men Layouts eine Einheit bilden (vgl. Rössler/Wirth, 2001: 288). Inhalte der Ver-
waltung wurden davon ausgenommen. Als einzelne Analyseeinheit galt die Web-
site, also die Seite, auf die man durch einen Hyperlink gelangt und die aus mehre-
ren Informationselementen besteht (vgl. Ulrich, 1997). 
Ergebnisse  
In den folgenden Abschnitten werden die Ergebnisse der zwei Analyseschritte präsen-
tiert. Nach der Darstellung der Strukturen, Ziele und Zielgruppen der Online-
Kommunikation folgen die Ergebnisse zu den Inhalten der jeweiligen Seiten der Kan-
tonsregierungen. Abschließend werden die Resultate interpretiert. 
Strukturen, Ziele und Zielgruppen der Online-Kommunikation 
Als Erstes wird eine allgemeine Einordnung der Regierungskommunikation auf der or-
ganisatorischen Ebene vorgenommen. Es stellt sich die Frage, wo die Regierungskom-
munikation im Kanton angesiedelt ist und wer dafür zuständig ist. Empirisch finden 
                                                          
2  Die untersuchten Kantone ohne Öffentlichkeitsgesetz sind Appenzell-Innerrhoden, Basel-Stadt, Thurgau 
und St. Gallen; diejenigen mit Öffentlichkeitsgesetz sind Appenzell-Außerrhoden, Solothurn, Uri und 
Zürich. 
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sich drei verschiedene Möglichkeiten, wo die Regierungskommunikation im Organi-
gramm eines Kantons zu finden ist. 
Abbildung 1: Organisation der Kommunikation in den Kantonen 
In Kantonen des Typs 1 ist der Staatsschreiber3 oder der Vize-Staatsschreiber in der 
Staatskanzlei für die Kommunikation der Regierung zuständig. Die Staatskanzlei ist die 
Stabsstelle der Regierung und übernimmt in dieser Funktion auch die kommunikativen 
Aufgaben für die Regierung. Der zweite Typ, der deutlich am häufigsten vorkommt, 
zeichnet sich dadurch aus, dass innerhalb der Staatskanzlei eine eigene Stelle gebildet 
wurde, die sich mit der Regierungskommunikation befasst. Je nach Kanton kann dies 
ein Medienbeauftragter sein oder eine ganze Abteilung. Diese Stelle ist dem Staats-
schreiber unterstellt, der die Stelle leitet und beaufsichtigt. In Kantonen des Typs 3 ist 
für die Kommunikation eine eigene Stelle außerhalb der Staatskanzlei geschaffen wor-
den. Die Regierungskommunikation ist in diesen Kantonen direkt der Regierung und 
dort meistens dem Regierungspräsidenten unterstellt. Auch hier findet sich wieder die 
Differenzierung zwischen Kommunikationsabteilung und Medienbeauftragten. 
In Bezug auf die Einordnung der Internet-Verantwortlichen zeigt sich, dass diese 
ausschließlich bei der zuständigen Stelle der Regierungskommunikation angesiedelt 
sind. So sind Mitarbeitende der Staatskanzlei, der Kommunikationsabteilung oder der 
Medienbeauftragte für den Internetauftritt der Regierung zuständig. Eine eigene Stelle 
für Online-Kommunikation existiert nur in zwei Kantonen: als Unterabteilung der 
Kommunikationsabteilung. Durchschnittlich sind eine bis vier Personen pro Kanton 
                                                          
3  Der Staatsschreiber ist der Leiter der Staatskanzlei. 
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für die Inhalte des Internetauftritts verantwortlich, am häufigsten sind es eine oder 
zwei Personen. Diese Personen arbeiten mehrheitlich im Teilzeitpensum für die On-
line-Kommunikation (durchschnittlich 75 %). Die finanziellen Ressourcen bewegen 
sich im Rahmen von 20.000–200.000 sFr. Für bestimmte Inhalte gibt es Zulieferer: Oft 
wird mit der Verwaltung oder mit Informatikabteilungen (für technische Aspekte) zu-
sammengearbeitet. 
Mit Ausnahme eines Kantons sind alle befragten Verantwortlichen an schriftliche 
Regeln gebunden. Die Dokumentenanalyse und die Befragung zeigen, dass die Regle-
mentierung für die Online-Kommunikation bzw. den Internetauftritt in den wenigsten 
Fällen auf Gesetzesebene, sondern meist über interne Leitbilder erfolgt. Dort werden 
z. B. die Bedingungen, Ziele und Pflichten für einen erfolgreichen Internetauftritt fest-
gehalten oder Zuständigkeiten geregelt. Zusätzlich zu den Leitbildern orientiert man 
sich auch an Regeln der Corporate Identity bzw. des Corporate Designs oder an jour-
nalistischen Regeln. 
Die Funktionen der befragten Internet-Verantwortlichen lassen sich in drei Typen 
einteilen: kommunikationsspezifische, internetspezifische und administrative. Die meis-
ten Verantwortlichen sind gleichzeitig auch für die Regierungskommunikation zustän-
dig (kommunikationsspezifische Bezeichnung wie Medienbeauftragter, Leiterin der 
Kommunikationsabteilung). Nur wenige Personen gaben als Funktionsbezeichnung 
eine internetspezifische Bezeichnung wie Webpublisher oder Contentmaster an. Mit 
administrativen Bezeichnungen sind z. B. die Staatsschreiber oder Mitarbeitende des 
Sekretariats gemeint. 
Die am häufigsten genannten Ziele sind „Informationen liefern“, „Dienstleistungen 
anbieten“ bzw. „administrative Vorgänge vereinfachen“ sowie die „Kommunikation 
mit den Zielgruppen“. Die wichtigsten Zielgruppen, die von den meisten Kantonen 
regelmäßig angesprochen werden, sind die Stimmbürger (also die wahlberechtigten 
Bürger), die Einwohner des Kantons und die regionalen sowie überregionalen Medien. 
Die Auftritte werden also in erster Linie für die Bürgerinnen und Bürger konzipiert, 
erst an zweiter Stelle stehen die Medien und die Journalistinnen und Journalisten. 
Inhaltliche Gliederung der Seiten 
Die acht ausgewählten Kantone werden nun in Bezug auf den Inhalt ihrer Internetauf-
tritte analysiert. Die Unterschiede in Bezug auf die inhaltliche Gliederung der Websites 
zwischen Kantonen mit und ohne Öffentlichkeitsgesetz fielen dabei nur sehr gering 
aus. Aus diesem Grund wird der Vergleich nur explizit dort aufgeführt, wo sich Unter-
schiede zeigen. 
Die Entwicklung einer eigenen Website fand bei den befragten Kantonen in den 
Jahren 1995–2000 statt, wobei alle Auftritte seither mindestens einmal überarbeitet 
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wurden. Der Grundauftritt der Kantone wurde mit Hilfe von außen generiert, z. T. 
durch ein externes Unternehmen alleine, teilweise aber auch in Zusammenarbeit mit 
dem/n Internet-Verantwortlichen oder der Informatikabteilung. Das Hosting oder Er-
stellen von Applikationen etc. wird meistens ausgelagert, die Aktualisierung von Teilen 
des Angebots geschieht stündlich oder täglich. Der Auftritt wird insofern evaluiert, als 
die Benutzerzahlen gemessen werden und die Benutzerzufriedenheit erhoben wird. Um 
die URL bekannt zu machen, wird diese in den offiziellen Schreiben aufgeführt. Weni-
ge Kantone führen zusätzliche Maßnahmen wie Werbung etc. durch. 
 
Kategorie „Information“: Bei den Inhalten mit Organisationsbezug werden vor allem 
Informationen zum Kanton angeboten (Kantonsportraits, Legislaturprogramme, Re-
chenschaftsberichte), auch finden sich Mitarbeiterverzeichnisse, allerdings ohne Such-
funktion. Bei den politischen Kommunikationsinhalten dominieren die Medienmittei-
lungen; zusätzlich finden sich überall Informationen zu aktuellen oder vergangenen 
Wahlen und Abstimmungen. Budgets, Rechnungen etc. sind nicht überall direkt und 
kostenlos zugänglich. Die themenbezogenen Inhalte sind besonders bei der Darstellung 
von Projekten eher in Verwaltungsangeboten zu finden. Alle Kantone mit Öffentlich-
keitsgesetz informieren über ihr Legislaturprogramm, während dies nur zwei der Kan-
tone ohne Öffentlichkeitsgesetz tun. 
Es werden häufiger allgemeine Informationen zur Organisation dargestellt als In-
formationen zu bestimmten Projekten oder Studien. Aktuelle Mitteilungen besitzen ei-
nen hohen Stellenwert. Der Einsatz von Informationen dient primär dazu, den Kanton 
bzw. die Regierung oder Verwaltung als Organisation vorzustellen und politische 
Grundinformationen zu liefern. Politische Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
se sowie politische Projekte werden seltener ins Zentrum gerückt. 
 
Kategorie „Dialog“: Es stehen eher die herkömmlichen Kommunikationswege im 
Vordergrund; die internetspezifischen Kommunikationsmöglichkeiten beschränken 
sich größtenteils auf die Angabe einer E-Mail-Adresse. Feedbackmöglichkeiten bezie-
hen sich häufig auf die technischen Aspekte des Angebots. Chats und Foren fehlen 
ganz. Nur ein Kanton verfügt über ein Gästebuch. Drei Kantone ohne Öffentlichkeits-
gesetz bieten eine Feedback-Funktion zum Webauftritt an, diese fehlt paradoxerweise 
bei den Kantonen mit Öffentlichkeitsgesetz. 
Einige Verantwortliche gaben in der Befragung an, dass Chats und Feedbackmög-
lichkeiten in Zukunft eingeführt werden sollen. 
 
Kategorie „Service“: Es ist eine „Grundausstattung“ von Serviceleistungen vorhan-
den, jedoch werden bislang kaum multimediale Services angeboten. Informationsmate-
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rial kann beinahe in allen Kantonen heruntergeladen und/oder bestellt werden. Zum 
Teil ist dieser Bestellservice jedoch kostenpflichtig. In einem Kanton ist es möglich, 
online zu bezahlen. Newsletters können größtenteils nur bei einzelnen Verwaltungsan-
geboten bestellt werden. Ein Medienmitteilungsarchiv als Service für Journalisten gibt 
es bei sechs Kantonen. Zuständige Ansprechpersonen, Recherchequellen und Bilder-
downloads finden sich selten. Auch eigene Medienbereiche existieren nur vereinzelt 
und überdies nur in Kantonen, die ein Öffentlichkeitsgesetz kennen. Weitere verbreite-
te Servicefunktionen sind: Suchfunktion, Gesetzessammlung, Linksammlungen. 
Die Ergebnisse der Strukturanalyse zeigen, dass das Internet primär als Informati-
ons- und Servicemedium eingesetzt wird. Ein Medium, um mit der Bevölkerung ver-
mehrt in Dialog zu treten, ist das Internet für die untersuchten Kantone (noch) nicht. 
Die Möglichkeiten des Internets bei der Nutzung der medienspezifischen Besonderhei-
ten werden von den Verantwortlichen zwar oft erkannt, es scheint aber die allgemeine 
zukünftige Entwicklung des Internets abgewartet zu werden, bevor eine Neuerung ein-
geführt wird. 
Interpretation der Ergebnisse 
Die Internetpräsenz der Kantone ist ein dynamischer Untersuchungsgegenstand, der 
einem steten Wandel unterliegt. Das lässt sich schon daran festmachen, dass zehn der 
16 befragten Kantone ihre Auftritte in den letzten zwei Jahren mindestens einmal kom-
plett überarbeitet haben. Auch werden die meisten Seiten stündlich oder täglich aktuali-
siert und aktuelle Meldungen bei allen Kantonen auf der Startseite präsentiert. 
Es zeigt sich, dass die traditionellen Medien und die klassische Medienarbeit nach 
wie vor von großer Bedeutung sind und das Internet eher ergänzend dazu eingesetzt 
wird. Dies lässt sich daran erkennen, dass die Online-Öffentlichkeitsarbeit generell als 
Teil der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit organisiert ist und in deren Strukturen einge-
gliedert wurde. Die Verantwortlichen sind meist nebenamtlich für den Internetauftritt 
zuständig. Mit der Internetpräsenz wird die Bevölkerung – als wichtigste Zielgruppe – 
direkt und filterlos angesprochen. Die Möglichkeit, eigene Themen zu setzen, wird al-
lerdings wenig genutzt. 
Mit Blick auf die politischen Besonderheiten der Schweiz zeigt sich der Föderalis-
mus auch im Aufbau und der Ausgestaltung der Online-Öffentlichkeitsarbeit: Die 
meisten Auftritte unterscheiden sich grafisch, inhaltlich und in ihrer Konzeption stark 
voneinander. Dennoch weisen zahlreiche Ähnlichkeiten darauf hin, dass sich die Kan-
tone auch inhaltlich und gestalterisch aneinander orientieren. Als Vorbilder nennen die 
Befragten die Seiten der Kantone Aargau und Basel-Stadt sowie der Bundesregierung. 
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Die Resultate zeigen, dass das Internet in erster Linie als Informations- und Serviceme-
dium eingesetzt wird, die Dialogmöglichkeiten werden selten oder gar nicht genutzt. 
Die Internetauftritte der Kantone fokussieren auf die Vermittlung von Informationen: 
es werden der Kanton, die Regierung oder die Verwaltung vorgestellt und politische 
Grundinformationen geliefert. Und obwohl sich das Angebot in erster Linie an die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger richtet, finden sich selten Beiträge zur politischen 
Willensbildung. Auch wenn sich die untersuchten Kantone mit und ohne Öffentlich-
keitsgesetz nur wenig unterscheiden, lässt sich die Tendenz feststellen, dass Kantone 
mit Öffentlichkeitsgesetz von sich aus umfassendere Informationen anbieten – also 
transparenter sind – als Kantone ohne Öffentlichkeitsgesetz. 
Grundsätzlich werden also die Möglichkeiten des Internets erkannt, aber selten aus-
führlich genutzt. Neuerungen werden nur zögerlich eingeführt. Es scheint, also ob die 
Verantwortlichen die zukünftige Entwicklung des Internets abwarten. Ein Grund für 
dieses Zögern könnte sein, dass die Akzeptanz in der Gesellschaft nicht verspielt wer-
den soll, da diese den Auftritt via Steuern schließlich bezahlt. Das beschriebene Poten-
zial des Internets wird also von den Kantonen (noch) nicht umfassend genutzt. Die 
Aussagen der Verantwortlichen lassen aber darauf schließen, dass die Kommunikati-
ons- sowie Servicemöglichkeiten in naher Zukunft ausgebaut werden sollen. 
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